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BESCHLUSS 

Der Verfassungsgerichtshof hat unter dem Vorsitz des Präsidenten  

DDr. Christoph GRABENWARTER, 

 

in Anwesenheit der Vizepräsidentin  

Dr. Verena MADNER  

 

und der Mitglieder 

Dr. Markus ACHATZ, 

Dr. Sieglinde GAHLEITNER, 

Dr. Andreas HAUER, 

Dr. Michael HOLOUBEK, 

Dr. Helmut HÖRTENHUBER, 

Dr. Claudia KAHR, 

Dr. Michael MAYRHOFER, 

Dr. Michael RAMI, 

Dr. Johannes SCHNIZER und 

Dr. Ingrid SIESS-SCHERZ 

 

 

als Stimmführer, im Beisein des verfassungsrechtlichen Mitarbeiters  

Dr. Tobias FÄDLER 

als Schriftführer,  
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in der Beschwerdesache ***, vertreten durch Rechtsanwalt Dr. Herbert Pochieser, 

Schottenfeldgasse 2-4/23, 1070 Wien, gegen das Erkenntnis des Verwaltungsge-

richtes Wien vom 24. Mai 2024, Z VGW-242/081/6587/2024/VOR-2, in seiner heu-

tigen nichtöffentlichen Sitzung beschlossen: 

 

I. Gemäß Art. 140 Abs. 1 Z 1 lit. b B-VG wird die Verfassungsmäßigkeit des § 5 

Abs. 2 des Wiener Mindestsicherungsgesetzes – WMG, LGBl. für Wien 

Nr. 38/2010, idF LGBl. für Wien Nr. 39/2021 von Amts wegen geprüft. 

 

II. Das Beschwerdeverfahren wird nach Fällung der Entscheidung im Gesetzes-

prüfungsverfahren fortgesetzt werden. 

Begründung 

I. Sachverhalt, Beschwerde und Vorverfahren 

1. Der Beschwerdeführer ist nigerianischer Staatsangehöriger, der seit 17. Sep-

tember 2003 im Bundesgebiet behördlich gemeldet ist und zunächst seit dem 

20. Dezember 2013 über den befristeten Aufenthaltstitel "Familienangehöriger" 

verfügte. 

2.  Zunächst lebte er im gemeinsamen Haushalt mit seiner Ehefrau und seinen Kin-

dern, die allesamt die österreichische Staatsbürgerschaft haben; seit der Schei-

dung von seiner Ehefrau im Jahr 2022 lebt der Beschwerdeführer getrennt von 

seiner Familie. 

3. Seit dem 16. Dezember 2022 ist der Beschwerdeführer Inhaber einer 

"Rot-Weiß-Rot – Karte plus", wodurch er einen befristeten Aufenthaltstitel unab-

hängig von einer Ehegatteneigenschaft oder einem Familienleben mit seinen Kin-

dern hat.  

4. Der Beschwerdeführer ist seit dem 22. Mai 2023 beim Arbeitsmarktservice 

(AMS) arbeitslos gemeldet und bezieht Notstandshilfe in Höhe von € 20,04 täglich. 
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5. Mit Eingabe vom 1. August 2023 beantragte der Beschwerdeführer die Verlän-

gerung der Zuerkennung von Leistungen nach dem Wiener Mindestsicherungsge-

setz (WMG). 

6. Mit Bescheid vom 14. November 2023 wies der Magistrat der Stadt Wien, Ma-

gistratsabteilung 40, diesen Antrag ab. Die gegen diesen Bescheid erhobene Be-

schwerde wies das Verwaltungsgericht Wien durch eine Landesrechtspflegerin mit 

Erkenntnis vom 8. Mai 2024 als unbegründet ab, weil der Beschwerdeführer über 

einen Aufenthaltstitel "Rot-Weiß-Rot – Karte plus" verfüge und somit keinen 

Gleichstellungstatbestand des § 5 Abs. 2 WMG erfülle. 

7. Gegen dieses Erkenntnis erhob der Beschwerdeführer fristgerecht Vorstellung. 

Diese wurde vom Verwaltungsgericht Wien mit Erkenntnis vom 24. Mai 2024 als 

unbegründet abgewiesen, weil der befristete Aufenthaltstitel "Rot-Weiß-

Rot – Karte plus" keine Gleichstellung eines Drittstaatsangehörigen mit österrei-

chischen Staatsbürgern herbeizuführen vermöge. 

8. Gegen dieses Erkenntnis richtet sich die vorliegende, auf Art. 144 B-VG ge-

stützte Beschwerde, in der die Verletzung in näher bezeichneten verfassungsge-

setzlich gewährleisteten Rechten sowie in Rechten wegen Anwendung einer 

rechtswidrigen generellen Norm behauptet und die kostenpflichtige Aufhebung 

des angefochtenen Erkenntnisses beantragt wird. 

9. Der Magistrat der Stadt Wien, Magistratsabteilung 40, hat die Verwaltungsak-

ten vorgelegt und eine Gegenschrift erstattet, in der den Beschwerdebehauptun-

gen wie folgt entgegengetreten wird: 

Der Verfassungsgerichtshof habe zum Sozialhilfe-Grundsatzgesetz (SH-GG) bereits 

ausgesprochen, dass bei der Auslegung eines Grundsatzgesetzes im Zweifelsfall 

diejenige Möglichkeit als zutreffend anzusehen sei, die der Ausführungsgesetzge-

bung den weiteren Spielraum lasse (Hinweis auf VfSlg. 3649/1959). Der Gestal-

tungsspielraum des Ausführungsgesetzgebers umfasse nach § 4 Abs. 3 SH-GG die 

Ermächtigung, den anspruchsberechtigten Personenkreis abweichend von § 4 

Abs. 1 SH-GG zu beschränken, "soweit diese Ausschlüsse dem bisherigen System 

der Sozialhilfe bzw. Bedarfsorientierten Mindestsicherung bereits wesensimma-

nent waren".  
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Der Personenkreis der nach § 5 Abs. 2 Z 3 WMG gleichgestellten Personen sei seit 

Inkrafttreten des WMG mit 1. September 2010 im Wesentlichen unverändert ge-

blieben und entspreche auch der davor geltenden Rechtslage nach dem Wiener 

Sozialhilfegesetz sowie Art. 4 der Vereinbarung zwischen dem Bund und den Län-

dern gemäß Art. 15a B-VG über eine bundesweite Bedarfsorientierte Mindestsi-

cherung. Der Ausschluss von Fremden mit einem befristeten Aufenthaltsrecht im 

Inland von der Bezugsberechtigung sei daher dem System der Wiener Mindestsi-

cherung und der Wiener Sozialhilfe stets wesensimmanent gewesen. 

Im Hinblick auf die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (VwGH 

28.4.2022, Ra 2021/10/0042) zum NÖ Sozialhilfe-Ausführungsgesetz (NÖ SAG), 

die die Anwendbarkeit des § 4 Abs. 3 SH-GG auf eine vergleichbare Regelung des 

NÖ SAG explizit verneint habe, wendet der Magistrat der Stadt Wien ein, der Ver-

waltungsgerichtshof habe für eine Gleichstellung mit österreichischen Staatsbür-

gerinnen und Staatsbürgern nach § 5 Abs. 2 Z 3 WMG die vorangegangene (kon-

stitutive) Zuerkennung des Aufenthaltstitels "Daueraufenthalt – EG" als 

erforderlich und die Regelung als verfassungsrechtlich unbedenklich angesehen 

(Hinweis auf VwGH 9.11.2016, Ro 2014/10/0094). 

Die vom Beschwerdeführer behauptete Verletzung im verfassungsgesetzlich ge-

währleisteten Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander sei des-

halb nicht nachvollziehbar, weil § 5 Abs. 2 WMG, den verfassungsrechtlichen Vor-

gaben des § 4 SH-GG folgend, an das sachliche Unterscheidungsmerkmal eines 

unbefristeten Aufenthaltstitels knüpfe. 

10. Das Verwaltungsgericht Wien hat die Gerichtsakten vorgelegt und auf die Er-

stattung einer Gegenschrift verzichtet. 

II. Rechtslage 

1. § 4 SH-GG, BGBl. I 41/2019, lautet wie folgt: 

 
"Ausschluss von der Bezugsberechtigung 

§ 4. (1) Leistungen der Sozialhilfe sind unbeschadet zwingender völkerrechtlicher 
oder unionsrechtlicher Verpflichtungen ausschließlich österreichischen Staatsbür-
gern und Asylberechtigten, im Übrigen nur dauerhaft niedergelassenen Fremden 

11 

12 

13 

14 

15 



 

 

 

 
E 2690/2024-11 
11.12.2024 
 

 

5 von 19 
 
 

 

 

zu gewähren, die sich seit mindestens fünf Jahren dauerhaft tatsächlich und recht-
mäßig im Bundesgebiet aufhalten. Vor Ablauf dieser Frist sind aufenthaltsberech-
tigte EU-/EWR-Bürger, Schweizer Bürger und Drittstaatsangehörige österreichi-
schen Staatsbürgern nur insoweit gleichzustellen, als eine Gewährung von 
Leistungen der Sozialhilfe aufgrund völkerrechtlicher oder unionsrechtlicher Vor-
schriften zwingend geboten ist und dies im Einzelfall nach Anhörung der zuständi-
gen Fremdenbehörde (§ 3 NAG) festgestellt wurde. Subsidiär Schutzberechtigten 
sind ausschließlich Kernleistungen der Sozialhilfe zu gewähren, die das Niveau der 
Grundversorgung (BGBl. I Nr. 80/2004) nicht übersteigen. 
(2) Von Leistungen der Sozialhilfe auszuschließen sind  
 1. Personen ohne tatsächlichen Aufenthalt im Bundesgebiet;  
 2. Asylwerber;  
 3. ausreisepflichtige Fremde; 
 4. Personen, die wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz begangener ge-
richtlich strafbarer Handlungen zu einer unbedingten Freiheitsstrafe von zumin-
dest sechs Monaten verurteilt wurden, für den Zeitraum der Verbüßung ihrer 
Strafhaft in einer Anstalt (§ 8 StVG).  
(3) Die Landesgesetzgebung kann ergänzende Regelungen über einen temporären 
oder dauerhaften Ausschluss von der Bezugsberechtigung treffen." 

2. Die Erläuterungen zur Regierungsvorlage des SH-GG, 514 BlgNR 26. GP, 4 f., füh-

ren zu § 4 SH-GG auszugsweise Folgendes aus: 

 
"Abs. 1 bezweckt die Reduktion bestehender Anreize für Fremde, zur Inanspruch-
nahme von Sozialleistungen nach Österreich zu migrieren. Ein derartiger Aus-
schluss ist – auch im Hinblick auf Unionsbürger – verfassungsrechtlich unbedenk-
lich: Unionsbürgern und Drittstaatsangehörigen steht es grundsätzlich frei, in 
ihren Herkunftsstaat zurückzukehren, um Sozialleistungen ihres Herkunftsstaats, 
nach den dort geltenden Vorgaben, in Anspruch zu nehmen. Die Einbeziehung von 
Asylberechtigten ohne weitere Einzelfallprüfung entspricht den unions- und ver-
fassungsrechtlichen Vorgaben (VfGH 7.3.2018, G 136/2017). Die Reichweite zwin-
gender völkerrechtlicher Verpflichtungen oder der unionsrechtlichen Verpflich-
tungen aus der Unionsbürger-RL 2004/38/EG bzw. der Freizügigkeits-VO 
492/2011/EU, nicht-erwerbsaktiven Unionsbürgern und deren unionsrechtlich be-
günstigten Familienangehörigen auch vor Ablauf einer fünfjährigen Wartefrist 
Leistungen der Sozialhilfe zu gewähren, kann aber im Allgemeinen nicht allein auf 
Grundlage eines zuvor erteilten Aufenthaltstitels bzw. einer ausgestellten Beschei-
nigung bestimmt werden. Die Gewährung von Leistungen der Sozialhilfe ist daher 
nach Maßgabe der Kriterien der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs 
im Rahmen einer Einzelfallprüfung zu bestimmen (vgl. EuGH 11.11.2014, 
Rs C-333/13 [Dano]; 15.9.2015, Rs C-67/14 [Alimanovic]; 25.2.2016, Rs C-299/14 
[García-Nieto]; EuGH, 14.6.2016, Rs C-308/14 [Kommission/Vereinigtes König-
reich] ua). Diese Einzelfallprüfung verfolgt nicht den Zweck, die Berechtigung des 
Aufenthalts, sondern allein die innerstaatliche Verpflichtung zur Gewährung von 
Leistungen der Sozialhilfe vor Ablauf der fünfjährigen Wartefrist zu prüfen, wobei 

16 



 

 

 

 
E 2690/2024-11 

11.12.2024 
 

 

6 von 19 
 
 

 

 

die Prüfungszuständigkeit für Leistungen der Sozialhilfe ungeachtet der Anhörung 
der zuständigen Fremdenbehörde weiterhin den Sozialbehörden obliegt (vgl. OGH 
20.02.2018, 10 ObS 160/17b mwN). Der damit verbundene administrative Auf-
wand ist der innerstaatlichen Umsetzung des Sekundärrechts zum gerechtfertig-
ten Ausschluss von beitragsunabhängigen Sozialleistungen immanent. Ein ent-
sprechender Feststellungsbescheid kann gleichzeitig mit dem Leistungsbescheid 
für die Zuerkennung der Sozialhilfe erlassen werden. Die Landesgesetzgebung hat 
sicherzustellen, dass die Einzelfallprüfung keine nachteiligen Auswirkungen auf die 
Anspruchsdauer und Höhe eines gerechtfertigten Bezugs haben kann. 

[…] 

Abs. 2 stellt klar, welche Personen unabhängig von der Dauer ihres tatsächlichen 
Aufenthalts im Inland auszuschließen sind. Die Versorgung von Asylwerbern (§ 4 
Abs. 2 Z 2) wird bereits nach Maßgabe der Grundversorgung (BGBl I Nr. 80/2004) 
gewährleistet. Der Ausschluss ausreisepflichtiger Personen (§ 4 Abs. 2 Z 3) folgt 
dem fremdenpolizeilichen Interesse einer Durchsetzung der Ausreisepflicht. Die 
Versorgung von Straftätern, die zu einer unbedingten Freiheitsstrafe von zumin-
dest sechs Monaten verurteilt wurden (§ 4 Abs. 2 Z 4), ist während der Verbüßung 
ihrer Strafhaft in einer Anstalt anderweitig gewährleistet (§§ 38 ff StVG). 

Abs. 3 stellt klar, dass ergänzende oder weitergehende Ausschlüsse, die den bis-
herigen Systemen der landesgesetzlichen Sozialhilfe bzw. der Bedarfsorientierten 
Mindestsicherung stets wesensimmanent waren (z. B. aufgrund einer weiteren 
sachlichen Differenzierung innerhalb des Kreises der Bezugsberechtigten oder als 
Folge einer Sanktionierung), auch weiterhin zulässig sind und die vorstehenden 
Absätze keinen Umkehrschluss zugunsten einer verpflichtenden Leistungsgewäh-
rung rechtfertigen." 

3. Artikel 4 der Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gemäß 

Art. 15a B-VG über eine bundesweite Bedarfsorientierte Mindestsicherung, 

BGBl. I 96/2010 lautete auszugsweise: 

 
"Artikel 4 

Personenkreis 
(1) Leistungen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung sind vorbehaltlich des 
Abs. 3 für alle Personen für die Dauer ihres gewöhnlichen Aufenthaltes im Inland 
vorzusehen, die nicht in der Lage sind, die in Art. 3 genannten Bedarfsbereiche zu 
decken. 
(2) […] 
(3) Rechtsansprüche auf Leistungen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung 
sind für alle Personen vorzusehen, die zu einem dauernden Aufenthalt im Inland 
berechtigt sind. Dazu gehören jedenfalls  
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 1. österreichische Staatsangehörige einschließlich ihrer Familienangehöri-
gen; 
 2. Asylberechtigte und subsidiär Schutzberechtigte; 
 3. EU-/EWR-BürgerInnen, Schweizer Staatsangehörige und deren Familien-
angehörige, jeweils soweit sie durch den Bezug dieser Leistungen nicht ihr Aufent-
haltsrecht verlieren würden; 
 4. Personen mit einem Aufenthaltstitel 'Daueraufenthalt-EG' oder 'Dauer-
aufenthalt–Familienangehörige'; 
 5. Personen mit einem Niederlassungsnachweis oder einer unbefristeten 
Niederlassungsbewilligung.  
(4) […]" 
 

4. § 5 WMG, LGBl. 38/2010, idF LGBl. 39/2021 lautet wie folgt (die in Prüfung ge-

zogene Bestimmung ist hervorgehoben):  

 
"Personenkreis 

§ 5. (1) Leistungen nach diesem Gesetz stehen grundsätzlich nur volljährigen ös-
terreichischen Staatsbürgerinnen und Staatsbürgern zu.  
(2) Den österreichischen Staatsbürgerinnen und Staatsbürgern sind folgende Per-
sonen gleichgestellt, wenn sie volljährig sind, sich rechtmäßig im Inland aufhalten 
und die Einreise nicht zum Zweck des Sozialhilfebezuges erfolgt ist: 

1. Asylberechtigte und subsidiär Schutzberechtige, denen dieser Status nach 
den Bestimmungen des Bundesgesetzes über die Gewährung von Asyl (Asyl-
gesetz 2005 – AsylG 2005) zuerkannt wurde sowie Personen, die Staatsan-
gehörige eines EU- oder EWR-Staates oder der Schweiz und Opfer von Men-
schenhandel, grenzüberschreitenden Prostitutionshandel oder Opfer von 
Gewalt sind oder die über eine Aufenthaltsberechtigung als Opfer von Men-
schenhandel oder grenzüberschreitendem Prostitutionshandel oder als Op-
fer von Gewalt verfügen (§ 57 Abs.1 Z 2 und 3 AsylG 2005); 
2. Staatsangehörige eines EU- oder EWR-Staates oder der Schweiz, wenn sie 
erwerbstätig sind oder die Erwerbstätigeneigenschaft nach § 51 Abs. 2 Bun-
desgesetz über die Niederlassung und den Aufenthalt in Österreich (Nieder-
lassungs- und Aufenthaltsgesetz – NAG) erhalten bleibt oder sie das Recht 
auf Daueraufenthalt nach § 53a NAG erworben haben und deren Familien-
angehörige; 
2a. Staatsangehörige des Vereinigten Königreiches Großbritannien und 
Nordirland, die über einen Aufenthaltstitel 'Artikel 50 EUV' verfügen, soweit 
sie aufgrund von Artikel 23 des Abkommens über den Austritt des Vereinig-
ten Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union 
und der Europäischen Atomgemeinschaft, ABl. L Nr. 29 vom 31.01.2020 S. 7, 
in der Fassung ABl. L Nr. 443 vom 30.12.2020, Personen mit österreichischer 
Staatsbürgerschaft in Bezug auf die Gewährung von Sozialhilfeleistungen 
gleichzustellen sind; 
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3. Personen mit einem Aufenthaltstitel 'Daueraufenthalt – EU' oder deren 
vor Inkrafttreten des NAG erteilte Aufenthalts- und Niederlassungsberechti-
gung als solche gemäß § 81 Abs. 2 NAG in Verbindung mit der NAG-DV weiter 
gilt, sowie Personen mit einem vor dem 1.1.2014 ausgestellten Aufenthalts-
titel 'Daueraufenthalt – Familienangehöriger' oder 'Daueraufenthalt – EG', 
welche gemäß § 81 Abs. 29 NAG als Aufenthaltstitel 'Daueraufenthalt – EU' 
weiter gelten. 
4. Personen mit einem Aufenthaltstitel 'Daueraufenthalt – EU' eines anderen 
Mitgliedstaates, denen ein Aufenthaltstitel nach § 49 Abs. 1, Abs. 2 oder 
Abs. 4 NAG erteilt wurde, 
5. Ehegattinnen und Ehegatten, eingetragene Partnerinnen und eingetra-
gene Partner von Personen gemäß Abs. 1 oder Abs. 2 Z 1 bis 4, die mit diesen 
in einem gemeinsamen Haushalt leben und sich rechtmäßig in Österreich 
aufhalten. Dies gilt nicht für Personen nach Abs. 3.  
6. Personen, die sich rechtmäßig in Österreich aufhalten, nicht unter die 
Bestimmungen des Abs. 3 fallen und für eine minderjährige Person obsorge-
berechtigt sind, mit der sie im gemeinsamen Haushalt leben, wenn  

a. die minderjährige Person die österreichische Staatsbürgerschaft be-
sitzt oder 
b. die minderjährige Person einen der in Abs. 2 Z 1 bis 4 genannten 
Aufenthaltstitel besitzt. 

(3) Personen, die nach den Bestimmungen des AsylG 2005 einen Asylantrag ge-
stellt haben, steht bis zum rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens kein Anspruch 
auf Leistungen der Wiener Mindestsicherung zu. 

 

5. Die maßgeblichen Bestimmungen des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes 

(NAG), BGBl. I 100/2005, idF BGBl. I 67/2024 lauten wie folgt: 

 
"Begriffsbestimmungen 

§ 2. (1) […] 
(2) Niederlassung ist der tatsächliche oder zukünftig beabsichtigte Aufenthalt im 
Bundesgebiet zum Zweck  
 1. der Begründung eines Wohnsitzes, der länger als sechs Monate im Jahr 
tatsächlich besteht;  
 2. der Begründung eines Mittelpunktes der Lebensinteressen oder  
 3. der Aufnahme einer nicht bloß vorübergehenden Erwerbstätigkeit.  
(3) Der rechtmäßige Aufenthalt eines Fremden auf Grund einer Aufenthaltsbewil-
ligung (§ 8 Abs. 1 Z 12) gilt nicht als Niederlassung im Sinne des Abs. 2. 
 

Arten und Form der Aufenthaltstitel 
§ 8. (1) Aufenthaltstitel werden erteilt als:  
 1. Aufenthaltstitel 'Rot-Weiß-Rot – Karte', der zur befristeten Niederlassung 
und zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit, für die eine schriftliche Mitteilung oder 
ein Gutachten gemäß § 20d Abs. 1 Z 1 bis 4 oder 6 oder § 24 AuslBG erstellt wurde, 
berechtigt;  
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2. Aufenthaltstitel 'Rot-Weiß-Rot – Karte plus', der zur befristeten Niederlas-
sung und zur Ausübung einer selbständigen Erwerbstätigkeit und einer unselb-
ständigen Erwerbstätigkeit gemäß § 17 AuslBG berechtigt;  
 3. Aufenthaltstitel 'Blaue Karte EU', der zur befristeten Niederlassung und, 
unbeschadet des § 20d Abs. 2a AuslBG, zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit, für 
die eine schriftliche Mitteilung gemäß § 20d Abs. 1 Z 5 AuslBG erstellt wurde, be-
rechtigt;  
 4. 'Niederlassungsbewilligung', die zur befristeten Niederlassung und zur 
Ausübung einer selbständigen Erwerbstätigkeit berechtigt;  
 5. 'Niederlassungsbewilligung – ausgenommen Erwerbstätigkeit', die zur be-
fristeten Niederlassung ohne Ausübung einer Erwerbstätigkeit berechtigt;  
 6. 'Niederlassungsbewilligung – Angehöriger', die zur befristeten Niederlas-
sung ohne Ausübung einer Erwerbstätigkeit berechtigt; die Ausübung einer Er-
werbstätigkeit ist nur auf Grund einer nachträglichen quotenpflichtigen Zweckän-
derung erlaubt;  
 7. Aufenthaltstitel 'Daueraufenthalt – EU' für die Dokumentation des unbe-
fristeten Niederlassungsrechts, unbeschadet der Gültigkeitsdauer des Doku-
ments;  
 8. Aufenthaltstitel 'Familienangehöriger' für die befristete Niederlassung mit 
der Möglichkeit, anschließend einen Aufenthaltstitel 'Daueraufenthalt – EU' (Z 7) 
zu erhalten;  
 9. Aufenthaltstitel 'Niederlassungsbewilligung – Künstler', der zur befriste-
ten Niederlassung und zur Ausübung einer unselbständigen Erwerbstätigkeit, für 
die eine schriftliche Mitteilung gemäß § 20d Abs. 1 Z 6 AuslBG erstellt wurde, oder 
einer selbständigen Erwerbstätigkeit berechtigt;  
 10. Aufenthaltstitel 'Niederlassungsbewilligung – Sonderfälle unselbständi-
ger Erwerbstätigkeit', der zur befristeten Niederlassung und zur Ausübung einer 
Erwerbstätigkeit, die gemäß § 1 Abs. 2 lit. b, c, d, f, g oder i AuslBG vom Anwen-
dungsbereich des AuslBG ausgenommen ist oder die in einer Verordnung des Bun-
desministers für Inneres gemäß § 43b Abs. 2 genannt ist, berechtigt;  
 11. Aufenthaltstitel 'Niederlassungsbewilligung – Forscher', der zur befriste-
ten Niederlassung und zur Ausübung einer unselbständigen Erwerbstätigkeit für 
eine Forschungseinrichtung berechtigt;  
 12. 'Aufenthaltsbewilligung' für einen vorübergehenden befristeten Aufent-
halt im Bundesgebiet zu einem bestimmten Zweck (§§ 58 bis 69);  
 13. Aufenthaltstitel 'Artikel 50 EUV', der zur befristeten oder unbefristeten 
Niederlassung und zur Ausübung einer selbständigen sowie unselbständigen Er-
werbstätigkeit berechtigt. 
(2) – (4) […] 
 

Allgemeine Voraussetzungen für einen Aufenthaltstitel 
§ 11. (1) Aufenthaltstitel dürfen einem Fremden nicht erteilt werden, wenn  

1. gegen ihn ein aufrechtes Einreiseverbot gemäß § 53 FPG oder ein aufrech-
tes Aufenthaltsverbot gemäß § 67 FPG besteht;  

2. gegen ihn ein aufrechtes Einreiseverbot (Art. 3 Z 6 der Rückführungsricht-
linie) eines anderen EWR-Mitgliedstaats oder der Schweiz besteht;  

2a. gegen ihn eine Rückkehrentscheidung (Art. 3 Z 4 der Rückführungsricht-
linie) eines anderen EWR-Mitgliedstaats oder der Schweiz besteht; 
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3. gegen ihn eine durchsetzbare Rückkehrentscheidung erlassen wurde und 
seit seiner Ausreise nicht bereits achtzehn Monate vergangen sind, sofern er nicht 
einen Antrag gemäß § 21 Abs. 1 eingebracht hat, nachdem er seiner Ausreisever-
pflichtung freiwillig nachgekommen ist; 

4. eine Aufenthaltsehe, Aufenthaltspartnerschaft oder Aufenthaltsadoption 
(§ 30 Abs. 1 oder 2) vorliegt; 

5. eine Überschreitung der Dauer des erlaubten visumfreien oder visum-
pflichtigen Aufenthalts im Zusammenhang mit § 21 Abs. 6 vorliegt oder  

6. er in den letzten zwölf Monaten wegen Umgehung der Grenzkontrolle  
oder nicht rechtmäßiger Einreise in das Bundesgebiet rechtskräftig bestraft 
wurde. (2) Aufenthaltstitel dürfen einem Fremden nur erteilt werden, wenn  

1. der Aufenthalt des Fremden nicht öffentlichen Interessen widerstreitet;  
2. der Fremde einen Rechtsanspruch auf eine Unterkunft nachweist, die für 

eine vergleichbar große Familie als ortsüblich angesehen wird;  
3. der Fremde über einen alle Risken abdeckenden Krankenversicherungs-

schutz verfügt und diese Versicherung in Österreich auch leistungspflichtig ist;  
4. der Aufenthalt des Fremden zu keiner finanziellen Belastung einer Ge-

bietskörperschaft führen könnte;  
5. durch die Erteilung eines Aufenthaltstitels die Beziehungen der Republik 

Österreich zu einem anderen Staat oder einem anderen Völkerrechtssubjekt nicht 
wesentlich beeinträchtigt werden;  

6. der Fremde im Fall eines Verlängerungsantrages (§ 24) das Modul 1 der 
Integrationsvereinbarung gemäß § 9 Integrationsgesetz (IntG), BGBl. I 
Nr. 68/2017, rechtzeitig erfüllt hat, und  

7. in den Fällen der §§ 58 und 58a seit der Ausreise in einen Drittstaat gemäß 
§ 58 Abs. 5 mehr als vier Monate vergangen sind.  
(3) Ein Aufenthaltstitel kann trotz Vorliegens eines Erteilungshindernisses gemäß 
Abs. 1 Z 2a, 3, 5 oder 6 sowie trotz Ermangelung einer Voraussetzung gemäß Abs. 2 
Z 1 bis 7 erteilt werden, wenn dies zur Aufrechterhaltung des Privat- und Famili-
enlebens im Sinne des Art. 8 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten (Europäische Menschenrechtskonvention – EMRK), BGBl. 
Nr. 210/1958, geboten ist. Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im 
Sinne des Art. 8 EMRK sind insbesondere zu berücksichtigen:  

1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bishe-
rige Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen rechtswidrig war;  

2. das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens;  
3. die Schutzwürdigkeit des Privatlebens;  
4. der Grad der Integration;  
5. die Bindungen zum Heimatstaat des Drittstaatsangehörigen;  
6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit;  
7. Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des 

Asyl-, Fremdenpolizei- und Einwanderungsrechts;  
8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Drittstaatsangehörigen in 

einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufent-
haltsstatus bewusst waren;  

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den 
Behörden zurechenbaren überlangen Verzögerungen begründet ist. 
(4) – (7) […] 
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Aufenthaltstitel 'Rot-Weiß-Rot – Karte plus' 
§ 41a. (1) Drittstaatsangehörigen kann in einem Verfahren gemäß § 24 Abs. 4 oder 
§ 26 ein Aufenthaltstitel 'Rot-Weiß-Rot – Karte plus' erteilt werden, wenn  
 1. sie bereits zwei Jahre einen Aufenthaltstitel gemäß § 41 Abs. 1 oder 2 Z 1 
bis 3a besitzen,  
 2. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen und  
 3. eine Mitteilung gemäß § 20e Abs. 1 Z 2 AuslBG vorliegt.  
(2) Drittstaatsangehörigen kann in einem Verfahren gemäß § 24 Abs. 4 oder § 26 
ein Aufenthaltstitel 'Rot-Weiß-Rot – Karte plus' erteilt werden, wenn  
 1. sie bereits zwei Jahre einen Aufenthaltstitel gemäß § 42 oder § 50a Abs. 1 
besitzen,  
 2. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen und  
 3. eine Mitteilung gemäß § 20e Abs. 1 Z 3 AuslBG vorliegt.  
(3) Drittstaatsangehörigen ist von Amts wegen ein Aufenthaltstitel 'Rot-Weiß-Rot 
– Karte plus' zu erteilen, wenn eine Mitteilung des Bundesamtes für Fremdenwe-
sen und Asyl gemäß § 59 Abs. 4 AsylG 2005 vorliegt. Der Aufenthaltstitel ist unver-
züglich, längstens jedoch binnen acht Wochen ab Zustellung der Mitteilung des 
Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl, zu erteilen. § 20 Abs. 2 gilt sinngemäß.  
(4) Drittstaatsangehörigen kann in einem Verfahren gemäß § 24 Abs. 4 oder § 26 
ein Aufenthaltstitel 'Rot-Weiß-Rot – Karte plus' erteilt werden, wenn sie  
 1. die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen und  
 2. mindestens zwei Jahre über eine Niederlassungsbewilligung gemäß § 43c 
verfügt haben.  
(5) Der Aufenthaltstitel 'Rot-Weiß-Rot – Karte plus' ist an Drittstaatsangehörige im 
Fall der Rückstufung gemäß § 28 zu erteilen, wenn die Voraussetzungen des 1. Tei-
les erfüllt sind.  
(6) Drittstaatsangehörigen kann ein Aufenthaltstitel 'Rot-Weiß-Rot – Karte plus' 
erteilt werden, wenn sie  
 1. die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen und  
 2. über einen Aufenthaltstitel gemäß § 45 verfügt haben und dieser gemäß 
§ 20 Abs. 4 oder 4a erloschen ist oder gemäß § 10 Abs. 3 Z 3 oder Z 4 gegenstands-
los wurde.  
(7) Drittstaatsangehörigen kann in einem Verfahren gemäß § 24 Abs. 4 oder § 26 
ein Aufenthaltstitel 'Rot-Weiß-Rot – Karte plus' erteilt werden, wenn  
 1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen,  
 2. sie über eine 'Niederlassungsbewilligung' verfügen und  
 3. eine schriftliche Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-
marktservice gemäß § 20e Abs. 1 Z 1 AuslBG vorliegt.  
(7a) Drittstaatsangehörigen kann in einem Verfahren gemäß § 24 Abs. 4 oder § 26 
ein Aufenthaltstitel 'Rot-Weiß-Rot – Karte plus' erteilt werden, wenn  
 1. sie bereits zwei Jahre einen Aufenthaltstitel 'Rot-Weiß-Rot – Karte' gemäß 
§ 41 Abs. 2 Z 5 besitzen,  
 2. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen und  
 3. eine schriftliche Mitteilung der Landesgeschäftsstelle des Arbeits-
marktservice gemäß § 24 Abs. 4 AuslBG vorliegt.  
(7b) Drittstaatsangehörigen kann ein Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ 
erteilt werden, wenn 

1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen und 
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2. eine schriftliche Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-
marktservice gemäß § 20e Abs. 1 Z 4 AuslBG vorliegt. 
(8) Im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen ist auf Antrag ohne wei-
teres ein Aufenthaltstitel 'Rot-Weiß-Rot – Karte plus' zu erteilen, wenn ein Fall des 
§ 59 Abs. 2 StbG vorliegt und ein Aufenthaltstitel 'Daueraufenthalt – EU' (§ 45 
Abs. 10) nicht zu erteilen ist.  
(9) Im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen ist ein Aufenthaltstitel 
'Rot-Weiß-Rot – Karte plus' zu erteilen, wenn sie  
 1. für einen Zeitraum von zwölf Monaten über eine 'Aufenthaltsberechti-
gung plus' gemäß §§ 55 Abs. 1 oder 56 Abs. 1 AsylG 2005,  
 2. für einen Zeitraum von zwölf Monaten über eine 'Aufenthaltsberechti-
gung' gemäß §§ 55 Abs. 2 oder 56 Abs. 2 AsylG 2005 oder  
 3. über eine Niederlassungsbewilligung gemäß § 43 Abs. 3  
verfügen und das Modul 1 der Integrationsvereinbarung (§ 9 IntG) erfüllt haben 
oder zum Entscheidungszeitpunkt eine Erwerbstätigkeit ausüben, mit deren Ein-
kommen die monatliche Geringfügigkeitsgrenze (§ 5 Abs. 2 Allgemeines Sozialver-
sicherungsgesetz – ASVG BGBl. Nr. 189/1955) erreicht wird.  
(10) Im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen ist trotz Vorliegens eines 
Erteilungshindernisses gemäß § 11 Abs. 1 Z 4 bis 6 sowie trotz Ermangelung einer 
Voraussetzung gemäß § 11 Abs. 2 von Amts wegen oder auf begründeten Antrag, 
der bei der örtlich zuständigen Behörde im Inland einzubringen ist, ein Aufent-
haltstitel 'Rot-Weiß-Rot – Karte plus' zu erteilen, wenn es sich um einen unbeglei-
teten minderjährigen Fremden handelt und sich der Minderjährige auf Grund ei-
nes Gerichtsbeschlusses, kraft Gesetzes oder einer Vereinbarung der leiblichen 
Eltern mit dem Kinder- und Jugendhilfeträger zum Schutz des Kindeswohles nicht 
bloß vorübergehend in Obhut von Pflegeeltern oder des Kinder- und Jugendhilfe-
trägers befindet. Die Pflegeeltern gelten diesfalls als gesetzliche Vertreter im Sinne 
des § 19. Dieser Aufenthaltstitel ist gebührenfrei zu erteilen.  
(11) In den Fällen der Abs. 1, 2, 7, 7a und 7b ist von der Einholung einer schriftli-
chen Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle oder eines Gutachtens der Landes-
geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice abzusehen, wenn der Antrag  
 1. wegen eines Formmangels oder Fehlens einer Voraussetzung gemäß 
§§ 19 bis 24 zurück- oder abzuweisen ist oder  
 2. wegen zwingender Erteilungshindernisse gemäß § 11 Abs. 1 abzuweisen 
ist.  
Erwächst die negative Entscheidung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-
marktservice über die Zulassung in den Fällen des § 20e Abs. 1 AuslBG in Rechts-
kraft, ist das Verfahren ohne weiteres einzustellen. 

Aufenthaltstitel 'Daueraufenthalt – EU' 
§ 45. (1) Drittstaatsangehörigen, die in den letzten fünf Jahren ununterbrochen 
tatsächlich niedergelassen waren, kann ein Aufenthaltstitel 'Daueraufent-
halt – EU' erteilt werden, wenn sie  

1. die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen und  
2. das Modul 2 der Integrationsvereinbarung (§ 10 IntG) erfüllt haben.  
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(2) Zur Niederlassung berechtigten Drittstaatsangehörigen ist die Zeit eines unmit-
telbar vorangehenden rechtmäßigen Aufenthalts im Bundesgebiet auf Grund ei-
ner Aufenthaltsbewilligung (§ 8 Abs. 1 Z 12) oder eines Aufenthaltstitels 'Aufent-
haltsberechtigung besonderer Schutz' (§ 57 AsylG 2005) zur Hälfte auf die 
Fünfjahresfrist gemäß Abs. 1 anzurechnen. Zur Niederlassung berechtigten Dritt-
staatsangehörigen ist die Zeit eines unmittelbar vorangehenden rechtmäßigen 
Aufenthaltes im Bundesgebiet aufgrund einer 'Aufenthaltsberechtigung plus' (§ 54 
Abs. 1 Z 1 AsylG 2005) oder einer 'Aufenthaltsberechtigung' (§ 54 Abs. 1 Z 2 
AsylG 2005) zur Gänze auf die Fünfjahresfrist anzurechnen.  
(3) Nach zwei Jahren ununterbrochener Niederlassung eines Inhabers eines Auf-
enthaltstitels 'Blaue Karte EU' gemäß § 50a Abs. 1 ist sein zuvor rechtmäßiger und 
ununterbrochener Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat  

1. mit einem Aufenthaltstitel 'Blaue Karte EU' oder einem sonstigen Aufent-
haltstitel, der nach dem nationalen Recht des anderen Mitgliedstaates für die Aus-
übung einer hochqualifizierten Beschäftigung ausgestellt wird,  

2. mit einem Aufenthaltstitel 'Forscher' eines anderen Mitgliedstaats,  
3. als Asylberechtigter oder subsidiär Schutzberechtigter oder  
4. mit einem Aufenthaltstitel 'Student' eines anderen Mitgliedstaats auf die 

Fünfjahresfrist gemäß Abs. 1 anzurechnen, wobei die Anrechnung in den Fällen 
der Z 1 bis 3 zur Gänze und im Falle der Z 4 zur Hälfte erfolgt.  
(4) Die Fünfjahresfrist gemäß Abs. 1 wird durchbrochen, wenn sich der Drittstaats-
angehörige innerhalb dieser Frist insgesamt länger als zehn Monate oder durch-
gehend mehr als sechs Monate außerhalb des Bundesgebietes aufgehalten hat. In 
diesen Fällen beginnt die Frist ab der letzten rechtmäßigen Einreise neuerlich zu 
laufen.  
(4a) Abweichend von Abs. 4 letzter Satz können bei Inhabern eines Aufenthaltsti-
tels 'Familienangehöriger' die Zeiten einer rechtmäßigen Niederlassung vor Eintre-
ten der Unterbrechung der Fünfjahresfrist gemäß Abs. 1 auf diese angerechnet 
werden, wenn  

1. sein Ehegatte, eingetragener Partner oder Elternteil Österreicher ist, der 
in einem Dienstverhältnis zu einer inländischen Gebietskörperschaft steht und 
dessen Dienstort im Ausland liegt, oder  

2. sein Ehegatte, eingetragener Partner oder Elternteil Österreicher ist, der 
in einem Dienstverhältnis zu einer inländischen Körperschaft öffentlichen Rechts 
steht und dessen Dienstort im Ausland liegt, soweit die Tätigkeit dieser Körper-
schaft im Ausland im Interesse der Republik liegt und 
er die beabsichtigte Aufgabe der Niederlassung (§ 2 Abs. 2) der Behörde vorher 
mitgeteilt hat. Das Vorliegen der Voraussetzungen gemäß Z 1 oder 2 hat der 
Fremde nachzuweisen.  
(5) Abweichend von Abs. 4 wird bei Inhabern eines Aufenthaltstitels 'Blaue Karte 
EU' die Fünfjahresfrist gemäß Abs. 1 erst durchbrochen, wenn sich der Drittstaats-
angehörige innerhalb dieser Frist insgesamt länger als 18 Monate oder durchge-
hend mehr als zwölf Monate außerhalb des EWR-Gebietes aufgehalten hat. In die-
sen Fällen beginnt die Frist ab der letzten rechtmäßigen Einreise neuerlich zu 
laufen.  
(6) Aus besonders berücksichtigungswürdigen Gründen, wie einer schwerwiegen-
den Erkrankung, der Erfüllung einer sozialen Verpflichtung oder der Leistung eines 
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der allgemeinen Wehrpflicht vergleichbaren Dienstes, kann sich der Drittstaatsan-
gehörige innerhalb der Fünfjahresfrist bis zu 24 Monate außerhalb des Bundesge-
bietes aufhalten, ohne sie zu unterbrechen, wenn er dies der Behörde nachweis-
lich mitgeteilt hat.  
(7) Weiters wird die Fünfjahresfrist nicht unterbrochen, wenn sich der Drittstaats-
angehörige im Rahmen seiner beruflichen Tätigkeit, insbesondere zur grenzüber-
schreitenden Erbringung von Dienstleistungen, außerhalb des Bundesgebietes 
aufhält.  
(8) Liegt eine Verständigung des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl oder 
des Bundesverwaltungsgerichtes gemäß § 7 Abs. 3 AsylG 2005 vor, ist dem betref-
fenden Fremden ein Aufenthaltstitel 'Daueraufenthalt – EU' von Amts wegen zu 
erteilen. Diese Amtshandlungen unterliegen nicht der Gebührenpflicht. Das Bun-
desamt für Fremdenwesen und Asyl oder das Bundesverwaltungsgericht ist von 
der rechtskräftigen Erteilung des Aufenthaltstitels zu verständigen.  
(9) Liegt ein Fall des § 41a Abs. 6 vor, verkürzt sich die Fünfjahresfrist gemäß Abs. 1 
auf 30 Monate.  
(10) Im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen ist auf Antrag ohne wei-
teres ein Aufenthaltstitel 'Daueraufenthalt – EU' zu erteilen, wenn ein Fall des § 59 
Abs. 2 StbG vorliegt und sie in den letzten fünf Jahren zur Niederlassung berechtigt 
waren.  
(11) Abs. 1 gilt auch für Drittstaatsangehörige, denen in den letzten fünf Jahren 
ununterbrochen das unionsrechtliche Aufenthaltsrecht zugekommen ist, eine Auf-
enthaltsbeendigung trotz Verlusts dieses Aufenthaltsrechts jedoch unterblieben 
ist.  
(12) Asylberechtigten, die in den letzten fünf Jahren ununterbrochen über den Sta-
tus des Asylberechtigten (§ 3 AsylG 2005) verfügten und subsidiär Schutzberech-
tigten, die in den letzten fünf Jahren ununterbrochen aufgrund einer Aufenthalts-
berechtigung als subsidiär Schutzberechtigter (§ 8 Abs. 4 AsylG 2005) rechtmäßig 
aufhältig waren, kann ein Aufenthaltstitel 'Daueraufenthalt – EU' erteilt werden, 
wenn sie  

1. die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen und  
2. das Modul 2 der Integrationsvereinbarung (§ 10 IntG) erfüllt haben.  

Der Zeitraum zwischen Einbringung des Antrages auf internationalen Schutz (§ 17 
Abs. 2 AsylG 2005) und Zuerkennung des Status des Asylberechtigten oder des 
subsidiär Schutzberechtigten ist zur Hälfte, sofern dieser Zeitraum 18 Monate 
übersteigt zur Gänze, auf die Fünfjahresfrist anzurechnen. 

 
Aufenthaltstitel 'Familienangehöriger' und 'Niederlassungsbewilligung – Ange-

höriger' 
§ 47. (1) Zusammenführende im Sinne der Abs. 2 bis 4 sind Österreicher oder EWR-
Bürger oder Schweizer Bürger, die in Österreich dauernd wohnhaft sind und nicht 
ihr unionsrechtliches oder das ihnen auf Grund des Freizügigkeitsabkommens EG-
Schweiz zukommende Aufenthaltsrecht von mehr als drei Monaten in Anspruch 
genommen haben. 
(2) Drittstaatsangehörigen, die Familienangehörige von Zusammenführenden 
sind, ist ein Aufenthaltstitel 'Familienangehöriger' zu erteilen, wenn sie die Vo-
raussetzungen des 1. Teiles erfüllen.  
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(3) Angehörigen von Zusammenführenden kann auf Antrag eine 'Niederlassungs-
bewilligung – Angehöriger' erteilt werden, wenn sie die Voraussetzungen des 
1. Teiles erfüllen und 

1. Verwandte des Zusammenführenden, seines Ehegatten oder eingetrage-
nen Partners in gerader aufsteigender Linie sind, sofern ihnen von diesen 
tatsächlich Unterhalt geleistet wird, 
2. Lebenspartner sind, die das Bestehen einer dauerhaften Beziehung im 
Herkunftsstaat nachweisen und ihnen tatsächlich Unterhalt geleistet wird  
oder 
3. sonstige Angehörige des Zusammenführenden sind, 

a) die vom Zusammenführenden bereits im Herkunftsstaat Unterhalt 
bezogen haben, 

b) die mit dem Zusammenführenden bereits im Herkunftsstaat in 
häuslicher Gemeinschaft gelebt haben oder 

c) bei denen schwerwiegende gesundheitliche Gründe die persönliche 
Pflege durch den Zusammenführenden zwingend erforderlich machen. Un-
beschadet eigener Unterhaltsmittel hat der Zusammenführende jedenfalls 
auch eine Haftungserklärung abzugeben. 

(4) Angehörigen von Zusammenführenden, die eine 'Niederlassungsbewilligung – 
Angehöriger' besitzen (Abs. 3), kann ein Aufenthaltstitel 'Rot-Weiß-Rot – Karte 
plus' erteilt werden, wenn  

1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen, 
2. ein Quotenplatz vorhanden ist und 
3. eine schriftliche Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-

marktservice gemäß § 20e Abs. 1 Z 1 AuslBG vorliegt. 
(5) In den Fällen des Abs. 4 ist von der Einholung einer schriftlichen Mitteilung der 
regionalen Geschäftsstelle oder eines Gutachtens der Landesgeschäftsstelle des 
Arbeitsmarktservice abzusehen, wenn der Antrag  

1. wegen eines Formmangels oder Fehlens einer Voraussetzung gemäß 
§§ 19 bis 24 zurück- oder abzuweisen ist, 

2. wegen des Mangels an einem Quotenplatz zurückzuweisen ist, oder 
3. wegen zwingender Erteilungshindernisse gemäß § 11 Abs. 1 abzuweisen 

ist. Erwächst die negative Entscheidung der regionalen Geschäftsstelle des Ar-
beitsmarktservice über die Zulassung im Fall des § 20e Abs. 1 Z 1 AuslBG in Rechts-
kraft, ist das Verfahren ohne Weiteres einzustellen." 

 

6.  Die maßgeblichen Bestimmungen des Integrationsgesetzes (IntG), 

BGBl. I 68/2017, idF BGBl. I 76/2022 lauten wie folgt: 

 
"Modul 2 der Integrationsvereinbarung 

§ 10. (1) Drittstaatsangehörige (§ 2 Abs. 1 Z 6 NAG) müssen mit der Stellung eines 
Antrags auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 45 NAG das Modul 2 der 
Integrationsvereinbarung erfüllt haben.  
(2) Das Modul 2 der Integrationsvereinbarung ist erfüllt, wenn der Drittstaatsan-
gehörige  
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1. einen Nachweis des Österreichischen Integrationsfonds über die erfolg-
reiche Absolvierung der Integrationsprüfung gemäß § 12 vorlegt, 

3. minderjährig ist und im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht eine Primar-
schule (§ 3 Abs. 3 Schulorganisationsgesetz (SchOG), BGBl. Nr. 242/1962) besucht 
oder im vorangegangenen Semester besucht hat, 

4. minderjährig ist und im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht eine Sekun-
darschule (§ 3 Abs. 4 SchOG) besucht und die positive Beurteilung im Unterrichts-
gegenstand 'Deutsch' durch das zuletzt ausgestellte Jahreszeugnis oder die zuletzt 
ausgestellte Schulnachricht nachweist, 

5. einen mindestens fünfjährigen Besuch einer Pflichtschule in Österreich 
nachweist und das Unterrichtsfach 'Deutsch' positiv abgeschlossen hat oder das 
Unterrichtsfach 'Deutsch' auf dem Niveau der 9. Schulstufe positiv abgeschlossen 
hat oder eine positive Beurteilung im Prüfungsgebiet 'Deutsch – Kommunikation 
und Gesellschaft' im Rahmen der Pflichtschulabschluss-Prüfung gemäß Pflicht-
schulabschluss-Prüfungs-Gesetz, BGBl. I Nr. 72/2012 nachweist, 

6. einen positiven Abschluss im Unterrichtsfach 'Deutsch' nach zumindest 
vierjährigem Unterricht in der deutschen Sprache an einer ausländischen Sekun-
darschule nachweist, 

7. über eine Lehrabschlussprüfung gemäß dem Berufsausbildungsgesetz, 
BGBl. Nr. 142/1969, oder eine Facharbeiterprüfung gemäß den Land- und forst-
wirtschaftlichen Berufsausbildungsgesetzen der Länder verfügt oder 

8. mindestens zwei Jahre an einer postsekundären Bildungseinrichtung 
inskribiert war, ein Studienfach mit Unterrichtssprache Deutsch belegt hat und in 
diesem einen entsprechenden Studienerfolg im Umfang von mindestens 32 ECTS-
Anrechnungspunkten (16 Semesterstunden) nachweist bzw. über einen entspre-
chenden postsekundären Studienabschluss verfügt. 
(3) Abs. 1 gilt nicht für Drittstaatsangehörige,  

1. die zum Zeitpunkt der Antragstellung minderjährig sind und noch nicht 
der allgemeinen Schulpflicht unterliegen; 

2. denen auf Grund ihres physisch oder psychisch dauerhaft schlechten Ge-
sundheitszustands die Erfüllung nicht zugemutet werden kann; der Drittstaatsan-
gehörige hat dies durch ein amtsärztliches Gutachten nachzuweisen. 
(4) Die Behörde kann von Amts wegen mit Bescheid feststellen, dass der Dritt-
staatsangehörige trotz Vorliegen eines Nachweises gemäß Abs. 2 Z 1 das Modul 2 
der Integrationsvereinbarung mangels erforderlicher Kenntnisse gemäß § 7 Abs. 2 
Z 2 nicht erfüllt hat. 
 

Integrationsprüfung zur Erfüllung des Moduls 2 
§ 12. (1) Die Integrationsprüfung zur Erfüllung des Moduls 2 wird bundesweit nach 
einem einheitlichen Maßstab vom Österreichischen Integrationsfonds durchge-
führt. 
(2) Die Prüfung umfasst Sprach- und Werteinhalte. Mit der Prüfung ist festzustel-
len, ob der Drittstaatsangehörige über vertiefte Kenntnisse der deutschen Sprache 
zur selbständigen Sprachverwendung auf dem Sprachniveau B1 gemäß dem Ge-
meinsamen Europäischen Referenzrahmen für Sprachen und über vertiefte Kennt-
nisse der grundlegenden Werte der Rechts- und Gesellschaftsordnung der Repub-
lik Österreich verfügt. Der Prüfungserfolg ist mit 'Bestanden' oder 'Nicht 
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bestanden' zu beurteilen. Zur erfolgreichen Absolvierung der Prüfung muss so-
wohl das Wissen über Sprach- sowie über Werteinhalte nachgewiesen werden. 
Wiederholungen von nicht bestandenen Prüfungen sind zulässig. Die Wiederho-
lung von einzelnen Prüfungsinhalten ist nicht zulässig.  
(3) Der Prüfungsinhalt, die Modalitäten der Durchführung, die Qualifikationen der 
Prüfer sowie die Prüfungsordnung zur Erfüllung des Moduls 2 werden durch Ver-
ordnung der Bundesministerin, die für die Angelegenheiten der Integration zu-
ständig ist, festgelegt." 
 

III. Bedenken des Verfassungsgerichtshofes 

1. Bei Behandlung der Beschwerde sind im Verfassungsgerichtshof Bedenken ob 

der Verfassungsmäßigkeit des § 5 Abs. 2 WMG entstanden. 

2. Der Verfassungsgerichtshof geht vorläufig davon aus, dass die Beschwerde zu-

lässig ist, dass das Verwaltungsgericht Wien bei der Erlassung der angefochtenen 

Entscheidung die in Prüfung gezogene Bestimmung zumindest denkmöglich ange-

wendet hat und dass auch der Verfassungsgerichtshof diese Bestimmung bei sei-

ner Entscheidung über die Beschwerde anzuwenden hätte. 

3. Der Verfassungsgerichtshof hegt gegen die hiemit in Prüfung gezogene Bestim-

mung folgende Bedenken: 

3.1. Ein Ausführungsgesetz darf dem Grundsatzgesetz nicht widersprechen 

(vgl. zB VfSlg. 2087/1951, 2820/1955, 4919/1965), es also auch nicht in seiner 

rechtlichen Wirkung verändern (VfSlg. 3744/1960, 12.280/1990) oder einschrän-

ken (vgl. VfGH 15.3.2023, G 270/2022 ua.). Denn die durch das Bundesgrundsatz-

gesetz aufgestellten Grundsätze sind für den Landesgesetzgeber unbedingt und in 

vollem Ausmaß verbindlich (VfGH 12.3.2024, G 122/2023 ua., mwN). 

3.2. Nach ständigen Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes (s. etwa 

VfSlg. 13.836/1994, 14.650/1996, 16.080/2001 und 17.026/2003) enthält Art. I 

Abs. 1 des Bundesverfassungsgesetzes zur Durchführung des Internationalen 

Übereinkommens über die Beseitigung aller Formen rassischer Diskriminierung, 

BGBl. 390/1973, das allgemeine, sowohl an die Gesetzgebung als auch an die Voll-

ziehung gerichtete Verbot, sachlich nicht begründbare Unterscheidungen zwi-

schen Fremden vorzunehmen. Diese Verfassungsnorm enthält ein – auch das 

Sachlichkeitsgebot einschließendes – Gebot der Gleichbehandlung von Fremden 

untereinander; deren Ungleichbehandlung ist also nur dann und insoweit zulässig, 
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als hiefür ein vernünftiger Grund erkennbar und die Ungleichbehandlung nicht un-

verhältnismäßig ist. 

3.3. Nach § 4 Abs. 1 SH-GG sind Leistungen der Sozialhilfe dauerhaft niedergelas-

senen Fremden zu gewähren, die sich seit mindestens fünf Jahren dauerhaft tat-

sächlich und rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalten. § 4 Abs. 1 SH-GG dürfte so-

mit auf eine dauerhafte Niederlassung sowie eine fünfjährige Wartefrist abstellen, 

ohne das Erfordernis bestimmter Aufenthaltstitel zu normieren (s. zB VwGH 

28.4.2022, Ra 2021/10/0042, Rz 16), womit § 4 Abs. 1 SH-GG eine sachliche Ab-

grenzung der persönlichen Anspruchsvoraussetzungen vorzusehen scheint. 

3.4. Gleichzeitig dürfte § 4 Abs. 3 SH-GG dem Landesgesetzgeber hinsichtlich der 

persönlichen Anspruchsvoraussetzungen einen Ausgestaltungsspielraum einräu-

men. Ein Ausführungsgesetz dürfte daher auch dann mit § 4 Abs. 1 SH-GG verein-

bar sein, wenn es an bestimmte Aufenthaltstitel anknüpft, sofern es hiebei sachli-

che Differenzierungen trifft und gewährleistet, dass Personen, die sich seit 

mindestens fünf Jahren dauerhaft tatsächlich und rechtmäßig im Bundesgebiet 

aufhalten, Zugang zur Sozialhilfe haben. 

3.5. Der Ausführungsgesetzgeber dürfte hiebei insbesondere zu berücksichtigen 

haben, dass eine hilfesuchende Person, die über einen befristeten Aufenthaltstitel 

verfügt, gleichwohl iSd § 4 Abs. 1 SH-GG dauerhaft niedergelassen sein kann. 

3.6. Aus diesem Grund geht der Verfassungsgerichtshof vorläufig davon aus, dass 

ein Ausführungsgesetz den Vorgaben des § 4 Abs. 1 SH-GG nicht gerecht wird, 

wenn es den Ausschluss von der Bezugsberechtigung schlicht daran knüpft, dass 

Hilfesuchende bloß über einen befristeten Aufenthaltstitel, wie etwa über eine 

"Rot-Weiß-Rot – Karte plus" gemäß § 41a NAG, verfügen, ohne Rücksicht darauf 

zu nehmen, ob (ungeachtet des formell befristeten Aufenthaltstitels) eine dauer-

hafte Niederlassung iSd § 4 Abs. 1 SH-GG vorliegt, die bei Erfüllung der Wartefrist 

zum Bezug von Sozialhilfeleistungen berechtigt. 

3.7. Vor diesem Hintergrund dürfte § 5 Abs. 2 WMG der Grundsatzbestimmung 

des § 4 Abs. 1 SH-GG insofern zuwiderlaufen, als er die bezugsberechtigten Dritt-

staatsangehörigen taxativ aufzuzählen scheint, was bewirken dürfte, dass Dritt-
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staatsangehörige nur bei Nachweis eines in § 5 Abs. 2 WMG ausdrücklich genann-

ten Aufenthaltstitels, insbesondere eines Aufenthaltstitels "Daueraufent-

halt – EU", anspruchsberechtigt sind. 

3.8. Im Gesetzesprüfungsverfahren wird ferner zu erörtern sein, ob etwa der Auf-

enthaltstitel "Daueraufenthalt – EU" mit Blick auf die dafür erforderlichen Voraus-

setzungen in diesem Zusammenhang einen geeigneten Auffangtatbestand dar-

stellt, um Personen mit einem dauernden Aufenthaltsrecht iSd § 4 Abs. 1 SH-GG 

zu erfassen (vgl. auch VfSlg. 20.359/2019, S 635, Punkt 2.3.3.3.1). 

IV. Ergebnis 

1. Der Verfassungsgerichtshof hat daher beschlossen, § 5 Abs. 2 WMG von Amts 

wegen auf seine Verfassungsmäßigkeit zu prüfen. 

2. Ob die Prozessvoraussetzungen vorliegen und die dargelegten Bedenken zutref-

fen, wird im Gesetzesprüfungsverfahren zu klären sein. 

3. Dies konnte gemäß § 19 Abs. 4 VfGG ohne mündliche Verhandlung in nichtöf-

fentlicher Sitzung beschlossen werden. 

Wien, am 11. Dezember 2024 

Der Präsident: 

DDr. GRABENWARTER 

 

Schriftführer: 

Dr. FÄDLER 
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